
Für das Nachschlagewerk! 
Für die Fachpresse!
Für die amtliche Sammlung!

ja (intern)
nein
nein

25

Gesetz: ArbGG § 11 Abs. 2; BGB § T53} ZPO §■ 559

Leitsätze:
loDie von einem Vertreter der Kreishandwerkerschaft ; 

eingelegte Berufung ist unzulässig (Bestätigung;. 
des Urteils des Zweiten Senats vom 8» Dezember 196o 
2 AZR 311/59)o

2„Der Vertreter einer Innung ist postulatiönsfähig 
vor dem Landesarbeitsgericht„

3»Insoweit das Revisionsgericht Umstände von Amts 
wegen zu prüfen hat, ist auch noch in der Revisions- 
instanz der Vortrag neuer Tatsachen möglich»

4o-Prozeßerklärungen sind so auszulegen, wie sie das 
Gericht und der Gegner unter den gegebenen Umständen 
auffassen durfte und mußte» Bei dieser Auslegung 
ist ein örtlicher Gerichtsgebrauch zu beachten»
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LAG Düsseldorf

Aktenzeichen: 1 AZR 3ll/59 
Urteil des BAG vom 27« Januar 1961
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J_AZR .311/59 
6 Sa 129/59 Düsseldorf

Verkündet
am 27, Januar 1961
ges, HenkeImann,
Angestellte
als ürkundsbeamterder Geschäftsstelle

Im Namen des Volkes!

Urteil

In Sachen

hat der Erste Senat des Bundesarbeitsgerichts auf Grund 
der mündlichen Verhandlung vom 27= Januar 1961 durch 
die Bundesrichter Ire Schröder, Br. Joachim und 
Br, Groningen sowie die Bundesarbeitsrichter Dr. Reinecke 
und Xrell für Recht erkannt:

Auf die Revision des Klägers wird das Urteil des 
Lar.desarbeitsgerichts Düsseldorf, 6 = Kammer, vom 
3, Juni 1959 - 6 Sa 129/59 - aufgehoben»
Die Sache wird zur erneuten Verhandlung und Ent­
scheidung, auch über die Kosten der Revision, an 
das Landesarbeitsgoricht Düsseldorf zurückverwiesen.

-  2 -

V o n  R e c h t s v/ e g e n !
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Tatbestandi

Der Kläger ist seit 1953 bei der Beklagten als Packer 
beschäftigte Br leidet an einem Bandscheibenschaden, der 
ihn wiederholt arbeitsunfähig machte, nämlich 

vom 7 .12, 1957 - 2 . 2 * 1958
vom 4« 2«1958 - 11. 3»1958  
vom 22* 9.1958 - 6 .io.1958,

Für diese Zeiten erhielt er von der Beklagten den Kranken­
geld Zuschuß (KGZ)*

Vom 22, November bis 11. Dezember 1958 war der Kläger 
wieder wegen Bandscheibenschadens arbeitsunfähig krank.
Die Krankenkasse sah diese letzte Erkrankung als Portsetzungs­
leiden an und gewährte dem Kläger nicht das erhöhte, sondern 
nur das normale Krankengeld. Die Beklagte weigerte sich, 
einen Zuschuß zu zahlen.

Der Kläger hat in der ersten Instanz von der Beklag­
ten einen auf 122,—  DM errechneten KGZ gefordert. Der Be­
klagte erteilte Herrn Dr, Sch von der Kreishand-
werkorsciiaft D Prozeßvollmacht.

Das Arbeitsgericht hat nach dem Klageantrag erkannt.
Gegen dieses Urteil hat die Beklagte mit einem von 

Dr. Sch unterschriebenen, zugleich die Begründung
enthaltenden Schriftsatz Berufung eingelegt. Dieser 
Berufungsschriftsatz ist auf einem Kopfbogen der Kreis- 
handwerkerschaft D eingereicht worden und be­
zeichnet als Prozeßbevollmächtigten der Beklagten 
"Dr. Sch von der Kreishandwerkerschaft D .

Das Landesarbeitsgericht hat die Klage abgewiesen. 
Hiergegen richtet sich die Revision des Klägers«

Ent s che1dungs grv nd e:
Der Senat hatte zunächst die Zulässigkeit der Be­

rufung zu prüfen. Die Zulässigkeit der Berufung gehört 
zu den in der Revisionsinstanz von Amts wegen zu prüfenden 
Prozeßfortsetzungsbedingungen (vgl. statt aller Baumbach- 
Laut erbach, Kommentar zur ZPC, 2 5 . Aufläge, § 559 Anm. 2 c;
u JLaw – Gesetze und Urteile
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RGZ 159, 8 3 Z~84_7; Rosenberg, Lehrbuch des Zivilprozeß- 
rechts, 8. Aufl. § 143 II 2 )» Die Berufungsschrift muß 
als bestimmender Schriftsatz unterschrieben sein ( BAG 
3, 55 ), und zwar im Verfahren vor den Landesarbeitsge­
richten durch eine der in § 11 Abs« 2 ArbGG genannten 
Personen»

Soweit nun Dr« Sch in seiner Eigenschaft
als Geschäftsführer der Kreishandwerkerschaft auftrat, 
gehört er nicht zu diesen Personen« Die Kreishandwerker- 
schaft ist weder eine Vereinigung von Arbeitgebern, noch 
ein Zusammenschluß von Arbeitgeberverbänden im Sinne des 
§11 Abs» 2 ArbGG« Insoweit wird auf das den Parteien 
bekannte und zur Veröffentlichung in der Amtlichen Sammlung 
des Gerichts vorgesehene Urteil des Zweiten Senats vom 
8c Dezember i960 - 2 AZR 31l/59 - Bezug genommen«

Demgegenüber trägt die Beklagte in der Revisionsin­
stanz vor, Dr» Sch sei - entgegen dem Wortlaut
der ihm erteilten Prozeßvollmacht und auch entgegen dem 
Wortlaut des Berufungsschriftsatzes - nicht in seiner 
Eigenschaft als Geschäftsführer der kreishandwerkerschaft, 
sondern vielmehr in seiner Eigenschaft als Geschäftsführer 
der Stukkateur-Innung D aufgetreten. Gemäß § 5
der Satzung dieser Innung liege die Rührung der Verwaltungs­
geschäfte bei der Kreishandwerkerschaft» Der Geschäfts^ 
führen der Kreishandwerkerschaft sei gleichzeitig der 
Geschäftsführer der Innung, Diese besonderen Verhältnisse 
seien beim Landesarbeitsgericht Düsseldorf bekannt. Das 
Landesarbeitsgericht Düsseldorf habe nämlich bereits 
wiederholt entschieden, daß wegen dieser Doppelfunktion 
die von Dr« Sch eingereichten Berufungen zulässig
seien (LAG Düsseldorf, Urteil vom 8 « Mai 1953 - 3 Sa 45/53 - 
und LAG Düsseldorf, Urteil vom 18, April 1958 - 5 Sa 29/58-), 
Unter diesen Umständen habe Dr» Sch sich darauf
verlassen dürfen, daß seine Postulationsfähigkeit nicht 
erneut in Zweifel gezogen werde. Die Beklagte hat weiter 
eine vom Obermeister der Stukkateur-Innung D 
Unterzeichnete Bescheinigung darüber vorgelegt, daß die 
Beklagte Mitglied der D Stukkateur-Innung
ist und daß Dr, Sch vom Innungsvorstand be-JLaw – Gesetze und Urteile
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vollmächtig! sei, nicht nur die Innungsmitglieder unter 
anderem in arbeitsrechtlichen Fragen zu beraten, sondern 
darüber hinaus seitens der Innung die Legitimation erhal­
ten habe, nach außen hin für die Innungsmitglieder als 
Prozeßbevollmächtigter vor Arbeits- und Landesarbeitsge­
richten aufzutretenc

Dieser Sachvortrag der Beklagten enthält zwar neue 
Tatsachen, jedoch sind diese ausnahmsweise auch noch in 
der Revisionsinstanz zu berücksichtigen (vgl. BGH in LM 
zu § 234 ZPO Nr. 1 b). Insoweit nämlich das Revisions­
gericht Umstände von Amts wegen zu prüfen hat, ist auch 
noch in der P.evisionsinstanz der Vortrag neuer Tatsachen 
nöglicxi.

Der Tatsachenvortrag istrauch erhebliche Zwar spricht 
der Wortlaut des Berufungsschriftsatzes und auch der 
Wortlaut der Prozeßvollmacht, die die Beklagte an Dr.
Sch erteilt hat, dafür, daß Br. Sch
hier nicht in seiner Eigenschaft als Geschäftsführer der 
Stukkateur-Innung, sondern vielmehr in seiner Eigenschaft 
als Geschäftsführer der Kreishandwerkerschaft auftreten 
wollte und aufgetreten ist. Indes kann die Berufung nicht 
allein aus diesem Grunde als unzulässig angesehen werden. 
Auch bei prozessualen Erklärungen ist es - genau wie bei 
Willenserklärungen im Bereich des Zivilrechts - nicht 
statthaft, am Wortlaut zu haften. Vielmehr ist danach zu 
fragen, wie das Gericht und der Gegner die Erklärung 
unter den gegebenen Umständen auffassen durfte und auf­
fassen mußte. Eestand etwa beim Landesarbeitsgericht 
Düsseldorf ein Gerichtsgebrauch dahin, die von Dr.
Sch eingelegten Berufungen selbst dann als solche
Berufungen anzusehen, die er in seiner Eigenschaft als 
Geschäftsführer einer Innung eingelegt hatte, wenn diese 
Berufungen dem Wortlaut nach nur als solche eingelegt 
erscheinen, die der Geschäftsführer der Kreishandwerker­
schaft angebracht hat, so wäre ein solcher Gerichtsgebrauch 
beachtlicli (vgl. BAG in AP Nr. 1 zu § 794 ZPO). War aber
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die von Dr„ Sch eingelegte Berufung als eine solche
des Geschäftsführers der Stukkateur-Innung anzusehen, so 
wäre an ihrer Zulässigkeit nicht zu zweifeln,, Ber Senat 
hat keine Bedenken, die von der Beklagten vorgelegte 
Bescheinigung der Stukkateur-Innung, nach welcher sie 
Mitglied dieser Innung ist, als zutreffend anzusehen,, Nach 
dieser Bescheinigung war Br, Sch auch kraft Voll­
macht zur Vertretung der Innung vor den Gerichten für 
Arbeitssuchen Befugt„ Ba aber den Innungen gemäß § 49 
Abs, 3 Nr, 1 der HandwerksOrdnung ausdrücklich die Fähig­
keit zum Abschluß von Tarifverträgen zuerkannt ist, müssen 
Vertreter von Innungen auch als postulationsfähig im 
Sinne des § 11 Abs, 2 ArbGG angesehen werden, Bas gebietet 
die enge wechselseitige Verbindung zwischen dem kollek­
tiven Arbeitsrecht einerseits und dem Verfahrensrecht 
vor den Gerichten für Arbeitssachen andererseits,

Ber Senat wäre an sich befugt gewesen, selbst in 
eine Beweisaufnahme darüber einzutreten, ob es unter den 
gegebenen Umständen erkennbar war, daß die hier eingelegte 
Berufung - entgegen ihrem Wortlaut - vom Innungs-Geschäfts­
führer eingelegt worden war, Zweckmäßigkeitsgesichtspunkte 
sprachen jedoch dafür, die insoweit notwendigen Feststel­
lungen durch das Landesarbeitsgericht treffen zu lassen,.

Sollte sich danach die Berufung als zulässig heraus- 
stellen, so wird das Landesarbeitsgericht in der Sache 
selbst zu beachten haben, daß ein Arbeiter bei wiederholter 
Erkrankung an demselben, medizinisch nicht ausgeheilten 
Grundleiden grundsätzlich gegen den Arbeitgeber einen 
erneuten Anspruch auf Gewährung eines KrankengeldZu­
schusses nach dem ArbKrankhG nur dann hat, wenn er nach 
der früheren Erkrankung länger als sechs Monate voll gear­
beitet hat ( BAG in AP Nr, 23 zu § 1 ArbKrankhG ),
gez. Br, Schröder Br, Gröninger Br, Joachim

Br, Reinecke Krell
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2_A2RJ1j/59 
6 3a 129/59 Düsseldorf

B e s c h l u ß  

In Sachen

wird das Urteil des Ersten Senats des Bundesarbeits- 
gerichts von 27. Januar 1961 - 1 AZE 511/59 - gemäß 
§ 519 ZPO dahin berichtigt, daß es auf Seite 5,
Zeile 15, anstelle von "8 . Dezember i960 - 2 AZR 511/59" 
nunmehr lautet: "Io. Dezember i960 - 2 AZE 49o/59"c

Kassel, den 29« Juli 1961 
Bundesarbeitsgericht 
- Erster Senat -

rr p» <7  ̂ o Dr. Schröder Wichmann Dr. Joachim
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